
für die Finanzierung oder Subventionierung verkehrs- und um welt poli ti -
scher Massnahmen und zum Ausgleich ungedeckter Kosten im Zusam -
menhang mit dem Strassenverkehr verwendet und zu zwei Drittel der
Alters- und Hinterlassenenversicherung zur Deckung der Mehr kos ten
für die Finanzierung eines verbesserten Rentenvorbezuges zuge wiesen.116

Andere Beispiele einer Zwecksteuer stellen die Tourismusabgabe
und die Beherbergungstaxe dar, deren Ertrag zweckgebunden ist. So ist
die Tourismusumlage eine Zwecksteuer, weil die Verwendung des Er -
trags der Abgabe gesetzlich vorgeschrieben ist und zwar so, dass damit
die Kosten des Liechtenstein Tourismus gedeckt werden können.117 Sie
ist nach der schweizerischen Doktrin in die Kategorie der sog. Kosten an -
lastungssteuer einzustufen. Kostenanlastungssteuern sind Abgaben, die
einer bestimmten Gruppe von Personen auferlegt werden, weil diese
Personen zu bestimmten Aufwendungen des Gemeinwesens eine nähere
Beziehung aufweisen als die Gesamtheit der Steuerpflichtigen.118 Diese
Abgaben werden zu den Steuern gerechnet, weil sie voraussetzungslos
erhoben werden, also unabhängig vom Vorliegen eines konkreten Nut -
zens oder eines konkreten Verursacheranteils,119 mit anderen Worten un -
ab hängig davon, ob der Pflichtige aus der Beherbergungstaxe einen
Nutzen hat oder ob er aus ihrer Anlage einen besonderen Vorteil zieht.120
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Arten öffentlicher Abgaben

116 Art. 28 und 29 SVAG; zur Begründung dieser Abgabenverwendung siehe Bericht
und Antrag der Regierung vom 9. Mai 2000 an den Landtag betreffend die leistungs -
abhängige Schwerverkehrsabgabe (SVAG) Nr. 46/2000, S. 11 ff.

117 StGH 2002/66, Urteil vom 17. November 2003, nicht veröffentlicht, S. 9. Es hebt
Art. 15 Tourismus-Gesetz auf, wonach die am Tourismus interessierten Geschäfts -
be triebe zur Aufbringung der Mittel für die Tourismusförderung eine jährlich fest -
zusetzende und einzuhebende Umlage zu zahlen haben, die maximal 4000 Fran ken
beträgt. Die Beherbergungstaxe, die gemäss Art. 19 für jede Beherbergung gegen
Entgelt bei einer Person, die nicht im Gemeindegebiet wohnt, einzuheben ist, fällt
zu 60% Liech tenstein Tourismus und zu 40% den lokalen Verkehrsvereinen zu
(Art. 20). Vgl. auch vorne S. 580 f.; zur Rechtsnatur der Kurtaxe in der Schweiz sie-
he Anrig, S. 14 ff. (20).

118 StGH 2002/66, Urteil vom 17. November 2003, nicht veröffentlicht, S. 9 f. unter
Bezug nahme auf BGE 124 I 291 mit Literaturhinweisen; zum Begriff siehe auch
Vallender/Jacobs, S. 62 f.

119 BGE 124 I 292.
120 Zaugg, S. 222. Da die Kurtaxe nach bundesgerichtlicher Auffassung (BGE 102 Ia

144; 100 Ia 60; 99 Ia 351) eine Zwecksteuer ist, bezeichnet sie ein Teil der Lehre als
Vorzugslast, mithin als Kausalabgabe. Siehe Widmer, S. 42. Zur Kritik an der
bundesg erichtlichen Praxis siehe Auer, S. 80 ff.; Höhn/Waldburger, S. 793 f., Rdnr.
40 ff., zählen die Kurtaxe und die Beherbergungssteuer zu den Mischformen von
Steuern.


